
Dieter Sterzel 
Ökologie, Recht und Verfassung::-

1. Ökologie und Recht 

Die Forderung, daß Auswege aus der ökologischen Krise gesucht und gefunden 

werden müssen, daß Selbstbcschränkung bei der Ausbeutung der natürlichen Res­
sourcen Platz greifen, sich die Gesellschaft vom Diktat ökonomischer Interessen 

befreien und ein Stück verantwortungsethisch geleiteter demokratischer Entschei­
dungskompetenz erkämpfen muß, ist seit längerem ein Generalthema der philoso­

phischen 1, ökonomischen' und politikwissenschaftl ichen l Debatte. Zunehmend 

stellt sich auch die Jurisprudenz der Frage, welchen Beitrag das Recht zu leisten 

vermag, um einen neuen Konsens über die gesamtgesellschaftlich verbindlichen Ziel­
vorstellungen im Umgang mit der Natur zu entwickeJn. i Das auf den Menschen 

zentrierte, obendrein nationalstaatlich eingegrenzte Umweltrecht, das als eigenstän­

diges Rechtsgebiet erst seit 1970 in Erscheinung trittS, läßt zwar in den modernen 

Umweltgesetzen, wie z. B. dem Bundes-Immissionsschutzgesetz v. 15· 3.1974 

(i. d. F. v. 14.5.1990), Bundeswaldgesetz v. 2.5.1975, Wasserhaushaltsgesetz v. 
16.10.1976, Bundesnarurschutzgesetz v. 20. 12.1976, Abfallgesetz v. 27.8.1986, 

Tierschutzgesetz v. 24.7.1972 (i. d. F. v. 18.8.1986), Chemikaliengesetz v. 

* Helmut Si mon, Richter des Bundcsvcrbssungsgerichts Q. D., zum 70. Geburtstag. 
, So u. a. von H.Jonas, Das Prinzip Verontwortung, '979; G. Bateson, Ökologie des Geisre,. Anthropo­

logische, psychologische, biologi sche und epidemologisrhe Pcrspck,ivcn, 1985; P. C. Mayer-Tasch, Ein 
Netz für Ikarm .. Zur Wiedergewinnung der Einheit von Nllur, Kultur und Leben. z. Aufl. 1990; Nt. St'r­
res, Lc Contro.lt NatureI, 1990; M. Anclreas-Grlscbach. Eine Ethi.k für die Natur, 1991. - Eine 3nlieman­
zipative, konservative Gegenposition vertritt R. Spa~mann. Technische Eingriffe in die Natur als Problem 
der polilischen Ethik, in: D. Birnbachcr, Hrsg., Öko logie und Ethik, 198o, S. 18eff. 

l Vgl. u. a. eh. Leipen. Oie heimlichen Koslen des FOrISchrillS. Wie Umweltzemorung das Winschafts­
wachstum fordert, 1989. 
Vgl. I. Ferscher, Überlebensbedingungen der Menschheit. 1St der ror13chrill noch zu rellen' NeuaufI. 
'985; U. Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne, 1986 ; E. U. v. Wcizsacker, 
Erdpolilik. Ökologische Realpolitik an der Schwelle 7.um Jahrhundert der Umwell. 2. Aufl. J990; 
K. M. Meycr-Abich, Aufst;tnd fur die Natur, 1990. 

4 Zur Diskussion vgl. Th. Blanke, Probleme und Aul~aben einer demokratischen VerfassungSlheoric in 
ö kologischer AbSicht, Vorgänge '984. S. 59 ff.; der, ., Recht, System und Moral - Vorüberlegungen zu 
einer ökologischen Verf>ssungsthcoric, in : H . E. Bollcher, HrSg., Recht, Justiz, Kritik, 1986. S. }9S ff.; 
ders ., Lernprozesse im Recht: Von der Ökologie der Moral zur Moral der Ökolog,e, in: H . Donner u . •. , 
Hrsg., Umweltschutz zwischen Staat und Markt, 1989, S. 18} ff. ; K. Bosselmann, Wendezeit im Umwclt­
recht , KJ 1985 , S. H5 H.; Jers .. figcne Rechte fur die Natur?, KJ 1986, S. I H.; G. Frank, Vom Umwelt­
schutz zum Mitweltrecht. Dvnl 1989, S. 69} H.; K. Heim., Eigenrechte der N>tur, Der Staat 1990, 
S. 4IS ff.; H . Hofmann. Natur und Naturschutz im Spiegel des Verf»sungsrechts, JZ 1988. z6S H.; 
eh. Sering, Eigenwert und Eigenrechte der Natur', NuR 1989, S. PS rr.; G. Stutzin, Oie Natur der 
Rechte und die Rechte der Natur, Rechtstheorie 'I (1980), S. H4 H. ; H . Kuhlmann, Aufn.hme der 
Mitgeschopflichkelt im Grundgesetz', J2 1990, S. 162 ff.; R. Wolf, Im Fiaker der Moderne. Von den 
Schwierigkeiten okologischer Gerechtigkeit, KJ ' 99 ' , S. } 5 2 H.; D. Slerzcl. Rechte der Natur - Ökologie 
und Vcrbssung. Jahrbuch der Ernst-Bloch·Geseilschaft, '991, S. 776 H. 
Auch der Begriff Umweltschutz is< nicht viel alter. vgl. M. Klopfer, Lmweltreeht, '989, S.9 .: 
P. eh. Starm. Umwelt recht, }. Aufl. 1988, S. 20. 
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20 16.9. '980 und Gentechnikgeserz v. 20.6.1990, sowie in der neueren Rechtspre­
chung ein deutlich höheres Problembewußtsein gegenüber den Erfordernissen eines 
verstärkten Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen erkennen. Gleichwohl ist es 
in seiner bisherigen Ausgestaltung nach wie vor unzulänglich und vennag weder der 
Natur noch dem Menschen einen ausreichenden Schutz zu gewähren oder der wei­
teren Vernichtung der natürlichen Lebensgrundlagen wirksam Einha.lt zu gebieten, 
wie durch die jeweils letzte Katastrophenmeldung immer wieder aufs Neue bestätigt 
wird. 
Wenn freilich in der aus Anlaß der deutsch-deutschen Vereinigung im Blick auf 
Art. 146 GG geführten aktuellen Verfassungsdiskussion vom Kuratorium für einen 
demokratisch verfaßten Bund Deutscher Länder der VorschJag gemacht wird, "die 
Natur um ihrer selbst willen ... dem besonderen Schutz des Staates« zu unterstel­
len', stellt sich sogleich die Frage, wie der Absolutheitsanspruch eines solchen Ver­
fassungspostulats rechtstechnisch eingelöst werden könnte. Denn prima facie er­
scheint es mit den Prinzipien unserer Rechtsordnung schwer vereinbar, der nicht­
menschlichen Natur ein gegenüber dem Menschen verselbständigres Schutzinteresse 
einz.uräumen. Im Rationalitätskonzept der Moderne ist das zum Vernunftgebrauch 
und folglich zu eigenverantwortlichem Handeln fähige Individuum Subjekt und Ob­
jekt jedes Gerechtigkeitsentwurfes.' Die fundamentale Bedeutung der Freiheits­
rechte in der bürgerlichen Gesellschaft ist darin begründet, daß sie zugleich die 
regulative Idee für den friedlichen Umgang der Menschen untereinander bilden. In 
der französischen Revolutionsverfassung von 1791, dem Grundgesetz der Freiheit, 
heißt es demgemäß: "Die Freiheit besteht darin, alles run zu können, was einem 
anderen nicht schadet.« (Art. 6). Das neuzeitliche Programm der Menschenrechte 
thematisiert allein den Schutz der Natur des Menschen;' diese erscheint bedroht 
durch die Möglichkeit einer Denaturierung menschlicher Herrschaftsorganisation. 9 

Im philosophischen Diskurs (Descartes) wurde zugleich eine Werthierarchie vorge­
geben, wonach die außermenschliche Natur lediglich als Ressource bzw. als Objekt 
menschLicher Ausbeutung bedeutsam ist. '0 Das Verhältnis von Mensch und Natur als 
Subjekt-Objekt-Beziehung wird auf der rechtlichen Ebene maßgeblich VOm Privat­
eigentum bestimmt, das die Funktion eines Herrschaftsrechts über die nichtmensch­
liche Natur übernimmt. 
Die Unzulänglichkeit des Rechtsschutzes zu Gunsten der Natur in unserer Rechts­
ordnung ist also nicht zuletzt darin begründet, daß Rechte der Natur im Sinn eigen­
ständig rechtlich geschützter Interessen der nichtmenschlichen Natur, d. h. im Kla­
gewege durchsetzungsfähiger Interessen im positiven Recht unbekannt sind. Rechte 
stehen nur dem Menschen zu und können nur von Menschen geltend gemacht wer­
den. Dieses anthropozentrische Selbstverständnis des modernen Rechts spiegelt sich 

6 Art.lO.a clc$ Vcrfassungsclltwurfs des Kuralorium ~ fiir einen demokr:llisch verf:tl~(t'n Bund deutscher 
Lander v. 23. Mai 1991, hrsgg. \', Kuratorium fur einen demokratisch verfaßlcll Bund deutscher Länder, 
ßcrlin-Koln 1991. 

7 Selbst eine der (:influßrcichsten neueren Rechtstheorien) J. Rawls Theorie der GerL" c:htigkeit., befaßt SIch 
bei dem Versuch einer Modcrnisierung des Erbes von Locke, Rousseau und KJnt und In dem Bemuhen 
eim'r Neubestimmung des Gere-chtigkcilsll1aßstabc..·s bewußt rucht n1i1 :111(.'[1 moralischen Beziehungen, 
sondt'rn ·,nur mit unseren BC7,ichun gco :r..u a.nderen Menschen, nicht aber zu Tieren und zur übrigen 
NalUr.;' J. Kawis. Eine Theorie der Gerechrigkeit, 1979. S .. H· 
In Rou~seau's contrat social, wie er 1789 wlrkungsmachtig geworden ist, sind die FreiheItsversprechen 
der Gesellschaft allein dem Menschen ges<:huldt"t. 

9 Vgl. H. Hofmann, (Fn. 4). - In der Genese der Mcmchcnrcchtc bildete N;uur einen Oppositionsbegriff 
zu den als unnatürlich empfundenen gesellschaJtli<.:hcn Zustanden des ancien regime. 

10 Ernst Bloch spricht dc~IJaJb zu Recht davon, daß mit der Etab\jerung der freiheitsversprechenden Me[)~ 
schcnrcchte .Is Herrschaftsrechte über die Natur die Abschaffung der Natur im N.turrecht vollendet 
wird. E. Bloch, NalUrrccht und menschliche Würde, Frankfurt am Main 1961, S.91. Bloch bezieht diese 
Fcsrel.lung auf den deutschen Idealismus. 
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in der uns geläufigen Begriffljchkeit der juristischen Dogmatik und Terminologie 
wieder. Wenn vom subjektiven Recht die Rede ist, ist darunter .eine Rechtsrnacht. 
zu verstehen, »die dem Einzelnen durch die R~chtsordnung verliehen ist, seinem 
Zweck (nach) ein Mittel zur Befriedigung menschlicher Interessen. «" Diese dem 
Einzelnen verliehcne Rechtsrnacht richtet sich im Privatrechtsverkehr gegen einen 
Anderen , während die als subjektive öffentliche Rechte definierten Grundrechte an 
den Staat adressiert sind. Als Träger aller dieser subjektiven Rechte und somit als 
rechtsfähiges Rechtssubjekt wird aber lediglich der Mensch »mit der Vollendung dcr 
Geburt« (§ r BGB) angesehen. 
Gleichwohl drängt sich die Frage auf, ob und wie sich eigenständige Rechte der 
Natur im Sinne selbständig einklagbarer Ansprüche verbriefen und in unser Rechts­
system integrieren lassen. Alle Überlegungen, die Ökologisierung des Rechts voran­
zutreiben oder das normative Bezugssystem unserer Gesellschaft durch eine ökolo­
gische Recbtstheorie neu zu vermessen , kommen freilich an der Tatsache nicht vor­
bei, daß Rcchtsproduzenr und -anwender der Mensch ist und nur cr dies sein kann. 
Recht stellt primär ein Herrschafts- bzw. Machrinstrument der meoschlichen Ge­
meinschaft dar, um Inreresscnkonflikte unter Menschen zu lösen. Es schafft abcr 
kraft seines Rationalitätsanspruchs auch die Voraussetzung dafür, Verständigungs­
prozesse unter Menschen zu organisieren und sie zu verobjektivieren. So gesehen 
erscheint es also vorstellbar, auf der Basis und mit Hilfe des demokratischen Geset­
zesbefehls die Freiheitsrechte des Einzelnen im Interesse einer ökologisch orientier­
ten Zukunftsplanung zugunsten der nichtmenschlichen Natur zu begrenzen. Ande­
rerseits ist dabei aber auch zu beachten : Da Recht nicht nur vom Menschen erzeugt, 
sondern auch von ihm angewandt wird, vermag eine ökologische Fundierung des 
Rechts den sowohl in seiner Genese als auch in seiner Anwendung genuin begrün­
deten Anthropozentrismus des Rechts nicht zu überwinden. 
Eigenrechte der Natur im Sinne der Anerkennung einer Rechtssubjektivität der Na­
tur, wie sie vielfach gefordert wird", lassen sich dementsprechend allenfalls im Sinne 
einer hypothetischen Annahme oder als juristische Fiktion formulieren. Denn die 
Geltendmachung eigenständiger subjektiver Rechte ist ebenso wie die Durchsetzung 
von Interessen und die darauf gegründete Einklagbarkeit von Ansprüchen in unse­
rem Rechtssystem an die Vorstellung einer im Autonomieanspruch des Menschen 
begründeten Rechts-Subjektivität gebunden.') Auch wenn sich im Zuge der Erneue­
rung wissenschaftlichen Denkens ein neu es Naturverständnis herausgebildet hat, 
wonach »die Dinge, und nicht nur die belebten Dinge autonom sind" (Prigo­
gine/Stenger)'" so läßt sich die z ufolge dieser Einsicht zu respektierende Eigenmacht 
der Natur nicht ohne weiteres in ein Eigenrecht der Natur transformieren. Eine 
ökologische Umorientierung unserer Rechtsordnung vermag nicht mehr zu leisten, 
aber auch nicht weniger, als daß der Mensch sich seiner Verantwortung gegenüber 
der Natur bewußt wird. Der darin begründeten GarantensteIlung für die Natur hat 
die vom Menschen bestimmte Rechtsordnung dadurch Rechnung zu trageIl, daß sie 
den Schutzanspruch der nichtmenschlichen Natur in sich aufnimmt. Als rechtstech­
nisches Mittel bietet sich hierfür an, die Natur als Träger selbständig geschützter 
Rechtsgüter normativ aufzuwerten. Der Mensch muß sich hierbei als Anwalt der 

I1 Ennccccrus-Nippcrdcy, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Recht s, I j. Aun.. I. Halbband 1959, 
s .• ,sr. 

T::' Bes()ndtrs n;lchdrucklich wird dieser AnHtz. von K. Bossclmann, Eigene Rechte hir dIe Natur? AllSät'l,~. 
el[ler okologischen R~.ch[ sauffassung, KJ 1986, S. I H., und K. M . Me.yer Abieh, Vom bürgerlichen 
Rechtstaat zu.r R echtsgemeinschafr der Nacur, Scheidewege 1981, S. 581 H. vi:rtolgt. 

IJ Vgl. J. R. Bloch, Vertragsfäh igkej t der Narur, Jahrbuch der Ems t- Bloch~Gesclls~haft. 1991, S. JJ H. 
i4 I. Prigoginc, I.Srcngcr. Dialog mit der Natur, 1981, S. 29}. 
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22 Natur bewähren, und der Gesetzgeber hat diese GarantenstcUung positivrechtlich 
z. B. durch verbindliche Festlegung der altruistischen Verbandsklage oder die Schaf­
fung des Bürgerbeauftragten für die Umwelt umzusetzen.'! 

11. Grundgesetz, Länderverfassungen und Europäisches 
Gemeinschaftsrecht 

J. Grundgesetz 

Das Grundgesetz ist der oben skizzierten neuzeitlichen vernunftrechtlichen Re~hts­
tradition verpflichtet. Sein im Kern liberalistisches Verfassungsmodell zielt auf den 
Ausgleich möglicher politischer und gesellschaftlicher Konfliktlagen. Dies ist die 
Funktion der Grundrechte, des Demokratie-, Rechtsstaats- und Sozialstaatsprin­
zips. Die Verfassungsordnung der Bundesrepublik ist eindeutig anthropozentrisch 
ausgerichtet. In der Präambel und in der kamisch geprägten Menschenwürdegarantie 
des AIt. I des Grundgesetzes, die ein Verfassungsprinzip im Sinne eines tragenden 
Konstitutionsprinzips'· und zugleich ein einklagbares Grundrecht" darstellt, findet 
dieses auf den Schutz menschlicher Freiheit hin angelegte Verfassungsverständnis 
seinen adäquaten Ausdruck. Der 1983 vorgelegte Bericht der Sachverständigenkom­
mission »StaalSzieibestimmungen/GesetLgebungsaufträge« zog daraus die folgende 
Konsequenz: 

»Das Grundgesetz stellt die Würde, den Schutz und die Rechte des Menschen an die Spitze 
seiner Gewährleistung und gibt dadurch zu erkennen, daß dies Leitlinie für die staatliche 
Politik sein soU. Dies bedingt im Hinblick auf die Staatszielbestimmungen eine Sichtweise J die 
vom Menschen ausgeht. Gegenstand des verfassungsrechdichen Schutz.es kann nicht die Um­
welt aus eigenem Recht, sondern können nur die biologisch-physischen Lebensgrundlagen des 
Menschen sein. Zu schützen ist der Mensch in seiner Biosphäre.«ls 

Die Weimarer Reichsve'faSSlmg hatte in Art. 150 Abs. I immerhin noch programma­
tisch die Denkmäler der Kunst, der Geschichte und der Natur sowie der Landschaft 
unter den Schutz des Staates gestellt - zugleich aber auch die »Bearbeitung und 
Ausnutzung des Bodens als Pflicht des Grundbesitzers gegenüber der Gesellschaft" 
definiert (Art. 155 Abs. 3 WRVerf). 
Dem Parlamentarischen Rat als Verfassungsgesetzgeber stellte sich in Anbetracht der 
Erfordernisse des Wiederaufbaus des kriegszerstörten Deutschlands die ökologische 
Frage noch nicht. Das Grundgesetz kennt bis heute den Begriff Umweltschutz nicht 
und gibt dem Bund auch immer noch keine umfassende Gesetzgebungskompetenz 
auf diesem Gebiet. Nur über einLeine gesetzliche Kompetenzzuwcisungen stellte die 
Verfassung von 1949 einen Bezug zum Umweltschutz her, und zwar im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung auf den Gebieten LandwirtSchaft (Art. 74 Nr. 17) 

15 Als weiteres Beispiel mag die in Art. 6 Abs. :z. GG verankerte Pflichtcnstcllung der Eltern im Verhaltnis zu 
ihren Kindern dienen. Vgl. hierzu im ubrigcn die auf das us-amerikanische Rcchtssyslcm bezogene 
Untersuchung von c'h. D. Stone, Umwelt vor Gericht. Eigenrechre der Natur, 1987. 

,6 IO Dic: Würde des Mens~h e n ist im Grundgcsct~ oberster Wert.« BVerfGE 6, S. p H., 41; standige Recht­
sprechung. 

17 Die Rechtsprechung des Bunde'!ivcrfassungsgerichts ist in dieser Him;ichl freilich eher zuruckhaltend, vgl. 
einerseits ß VcrfGE I, S. 97 H .. 1°5 - Versorgungsanspruch gegen den Staat - und andererseitS BVcrfGE 
H. S. I ff. - Strafvoll'Lug. Weitergehend im Sinne eines Rechts auf menscbenwurdige existentielle Lebens­
bedingungen BVerwGE J, S. I ~9ff .• 161 - Fürsorge. 

18 Bericht der von den Bundesmmistern des Innern und der Jw;;tiz. (unter der Regierung Schmidt) einge­
seu.tcn Sachverstandig('nkommission vom 6.9. 1983, Rdnr. 144. vgl. ;lUch Rdnr. 15 5 (im folgenden Be­
richt der Sachverstandigenkommission). 
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und Pflanzenschutz (Art. 74 Nr. 20) sowie im Bereich der Rahmengesetzgebung für 
die Gebiete Jagdwesen, Naturschutz und Landschaftspflege (Art. 75 N r. 3) und Bo­
denverteilung, Raumordnung, Wasserhaushalt (Art. 75 Nr. 4). '9 Auch wenn diese 
bundesstaatlichen Kompetenznormen keine Verpflichtung zur gesetzgeberischen 
Aktivität im Sinne eines verfassungsrechtlichen Auftrages zum Umweltschutz bein­
halren w

, stellen sie gleichwohl eine Legitimationsgrundlage für st.aatliches Handeln 
in zentralen Aufgabenfeldern der Umwcltpolitik dar. 
Anfang der 70er Jahre leitete die Bundesregierung z unächst mit einem Sofortpro­
gramm" und dann mit ihrem Umweltprogramm VOn 1971H eine umweltpolitische 

Neuorientierung ein, die zu einer breitgefächerten gesetzgeberischen Tätigkeit 
führte. Dem Umweltschutz wurde darin programmatisch folgende Aufgabe ge­
ste.llt: 

»Umweltpoütik ist die Gesamtheit aller Maßnahmen, die notwendig sind, 
- um dem Menschen eine Umwelt zu sichern, wie er sie für seine Gesundheit und für ein 
menschenwürdiges Dasein braucht, 
- um Boden, Luft und Wasser, Pflanzen- und Tierwelt vor nachteiligen Wirkungen mensc hli­
cher Eingriffe zu schützen und 
- um Schäden oder Nachteile aus menschlichen Eingriffen z.u besei tigen. « 

Auf verfassungsrechtlicher Ebene schlug sich dies in zwei Erweiterungen der kon­
kurrierenden Gcsetzgebungszuständigkeiten - für den Tierschutz" und für die Be­
reiche Abfallbeseitigung, Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung" - nieder. Ge­
scheitert sind dagegen bislallg die Bemühungen, ein Staatsziel Umweltschutz ins 
Grundgesetz aufzunehmcn. Zuletzt unternahm der Bundestag Anfang September 
1990 den vergeblichen Versuch, eine Verfassungsänderung herbeizuführen. Nach den 
Vorstellungen der Regierungskoalition von CDU/CSU und FDP sollte ein neuer 
Art. 20a GG folgenden Wortlaut erhalten: »Die natürlichen Lebensgrundlagen des 
Menschen stehen unter dem Schutz. des Staates. Bund und Länder regeln das nähere 
in Gesetzen unter Abwägung mit anderen Rechtsgütern und Staatsaufgaben.«" Die 
Sozialdemokraten verweigerten hierzu ihre Zustimmung, weil durch den Nachsatz 
der Umweltschutz zu einem Staatsziel zweiter Klasse degradiert werde." Die Grü­
nen hatten ein Umweltgrundrccbt verlangt, das mit dem Recbt auf Leben und kör­
perliche Unversehrtheit (Art. 2 AbS.2 GG) gleich hohen Verfassungsrang haben 

sollte. " 

19 Mitrelh:t r ~ind t:insch13gig die An.74 Nr. I I, I U, IS, 19, 21-2) GG. 
'0 VgJ. H . Hofmann (Fn. 4). 
21 Sofortprogr3mm der Bundcsrt.'gierung v. 2').9.1970 - BT-Drs. VTllj19. 
2Z. BT-Drs. Vl1z710. 
2) Durch die Neufassung des An.74 Ni'. 20 GG Im 29. Gesetz, zur Änderung des Grul1dgesetz.es vom 

18. ).I971. 

24 Durch Aufnahme der neuen Nr. 1.4 in An. 74 auf Grund dl's )0. Ge.sel-zc:s ;Gur Anderung des Grundge­
setz.es vom 12. 4· 1972. 

2.5 Der Gesetzentwurf des Bundesratc:s, ßT-Drs. J 1/885, Llrld die :lu~drü,kl idH: Zustim.mung dl'r Bundes­
regierung, vgl. ebd. Anlage 2. Er sti mmte inhaltlich weitgehend ubl' rein mit ei nem Entwur~ von Abge­
ordneten der CDU/CSU- und FDr-Fraktion, Bl-Drs. 11 / 741} . Zum Selbstverstandnis der politischen 
Parteien in dieser Frage vgl . auch die Bundcstagsdeb::me Liber die verschiedenen Entwurfe in der Sitzung 
v. 2. T. 9. 1991, BT-Prol . 111227. S. 1796 r H. 

26 D er Entwurf der 5PD. BT-Drs. 11 11 0, I t/790j sah außer einem neuen An . 20.1 GG die ErgaDzun!5 des 
Art. 2.8 Ab$'. I um folgenden Deuen 511(;1'. 2 vor: ".sie muß auch dl'f Ver3mWOrtung des StlilteS fur die 
n:lturlichcn Lebensgrundlagen gerecht werden ... 

27 Die Grunen hatten dl'n Entwurf ejnes Gcset2.C'$ zur verfassungsrechdichen Verankerung des Umwelt­
schutzes als Grundrecht und als Slaalsziel vorgelegt, BT-Drs. 11/66). Er sah eine Erganz.ung des Art. 2. 

Abs. 2 S. I um folgenden Halbs3U vor: .. ... die, Erhaltung sei.ner n.llürlichl' n Lebcnsgrundhgen und den 
SchUlI'. vor erhehliLhcn ßccinrrachtigungen seiner natürlichen Um weiL .. Die Eigcntumsgarantie des 
An. 14 GG sollte eine Gcmeinwohlbl'schrankung im Interesse der Erhaltung der nat'ürlicheo Lebens­
gru.ndlagen erhalten und Art. 20 Abs . I GG um ("Igende Passage erganzt werden: ... Die naturliche Um­
welt steht als Lebensgrundlage des Menschen und um ihrer selbst willen unter dem besondc:ren Schul1. 

2} 
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24 Das offenkundige ökologische Defizit des Grundgesetzes versuchen verschiedene 
Interpretationsansätze dadurch zu kompensieren, daß die Menschen- und Grund­
rechtsverbürgungen der Art. 1 ff. GG durch umwelt- bzw. ökologiebezogene Kom­
ponenten zu »punktuell justiziablen Schutzpflichten des Staates«" uminterpretiert 
werden. In diesem Sinn soll die Menschenwürdegarantie des Art. I Abs. I GG nicht 
nur eine achtungswürdige Natur des Menschen" beinhalten, sondern sich zugleich 
auch auf die Würde des Tieres oder auf die der Natur erstrecken, weil die Würde des 
Menschen davon nicht abtrennbar sei. In Verbindung mit der Grundrechtsgewähr­
leistung der freien Entfaltung der Persönlichkeit (Art. 2 Abs. 1 GG) wird ein allge­
meiner, freilich nicht einklagbarer Schutzanspruch auf die Existenz einer menschen­
würdigen Umwelt postuliert.'o Art. 2 Abs. 2 GG soll nicht nur das Leben und die 
körperliche Unversehrtheit, sondern auch ein »ökologisches Existenzminimum im 
Sinne eines Grundrechtsvoraussetzungsschutzes«", der sich auch auf das psychische 
Wohlbefinden erstreckt", schützen. Auf die Eigentumsgarantie des Art. '4 GG wur­
den unter dem Gesichtspunkt des enteignungsgleichen oder enteignenden Eingriffs 
Entschädigungsansprüche der geschädigten Waldeigentümer gegenüber dem Staat 
und dem Schadstoffemittenten gestützt.)) Das Sozialstaatsprinzip wurde unter dem 
Aspekt staatlicher Daseinsvorsorge als Legitimationsgrund lage für umweltschüt­
zende Aktivitäten herangezogen." Schließlich wird in den Eingangsworten der Prä­
ambel des Grundgesetzes »im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den 
Menschen« die verfassungsrechtliche Anerkennung des Eigenwertes, wenn nicht der 
Schöpfung, so doch der Tierschöpfung gesehen." Für den Tierschutz wird ein mit 
Verfassungsrang ausgestatteter Reehtswert reklamiert, »weil er ein Kollektivgut dar­
stellt, dem das Grundgesetz vermöge des ihm zugrundcliegenden Menschenbildes in 
Verbindung mit dem Würdeprinzip (Art. lAbs. 1 GG) Verfassungsrang verliehen« 
habe.,6 

2. Die Länderverfassungen 

Anders als im Grundgesetz wird dagegen in verschiedenen Landesverfassungen die 
Notwendigkeit eines pfleglichen Umgangs mit der Natur ausdrücklich angespro­
chen. Dabei hat es in neuerer Zeit bemerkenswerte Ansätze zu einer ökologischen 
Neuorientierung des Verfassungsreehts durch verschiedene Änderungen der Länder­
verfassungen von Baden-Württemberg (Art. 86)37, Bayern (Art. 3 S. 2, '4,),8, Bremen 

des Staates. Bei Konflikten z.wischen ökologischer Belastbarkeit und ökonomischen Erfordt:missen ist 
den ökologjschen Belangen der Vorrang einzuraumen. wenn andernfalls eine erhebliche Beeinträchtigung 
der natürlichen Umwelt droht. .... Schließlich sollte An. 28 Abs. 1 S. I GG eine dem SPD-Vorschlag ent­
sprechende Fassung erhalten. 

,8 M. Klöpfer (Fn. 5), S. '9. 
29 Hofmilnn (Pn. 4), S. 273. 
JO VgL M. Klöpfer, (Po. 5), S. 44 Rz. ] 3 mit weiteren Nachweis~n_ 
Jl Vgl. M. Klöpfer, (Fn. 5), S. 4) RZ.1I. 

J' Vgl. BVerfGE 56, S. 54 fr. , S. 7J ff. - Flughafen Düsseldorf. 
}} Die Klagen blieben erfolglos, vgL BGH, Un_ v_ 10.12.1987, DVBJ. 1988, S. HI ff. und BVerfG, Beschluß 

des Vorprufungsausschusses v. 14.9. I98}, NJW 198}, S. 29}1 f. 
J4 Vgl. M. Klopfer, (Fn. 4), 5.46. 
J5 H. KuhJmann (Pn·4), S. 162 f. Vgl. auch G. Frank (Fn. 4), S. 694 H., 698. Don mit weLreren Nachwei-

sen. 
}6 R. Dreier, eh. Stark, Tierschutz als Schranken der WissenschaIt.sfreiheit, in: U. M. Handel, Hrsg., Tier­

schutz- Testfall unserer Menschlic.hkeit, 1984, S. ro} ff., S. 104 f. Auch G. ErbeI, Rechtsschutz furTiere­
Eine Bestandsaufnahme anläßlich der Novellierung des Tierschutzgesetzes, DVBl. 1986, S.12J5 ff., 
S. 1251 hält zumindest den strafgc!!'('('zlichen Tierschutz auch um der Mcnscht'nwürde wiUen fur z.win­
gendes Verfassungsgebot. 

}7 Verfassungsänderung v. 10.2. 1976. 
}8 Verfassungsänderung v. 20.6. 1984. 
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(Art.lIa, 26 Nr. 5, 65»)9, Nordrhein-Westfalen (Art. 29a)'0, Rheinland-Pfalz 
(Art. 73a)" und des Saarlandes (Art. 59a)'> gegeben." Sie zielen allesamt darauf ab, 
den "Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen« als Staatszielbestimmung festzule­
gen. Selbst wenn man die unmittelbare rechtspraktische Bedeutung dieser Verfas­
sungsnoveliierungen gering veranschlagt''' weil das Umweltrecht maßgeblich vOm 
Bundesgesetzgeber geprägt wird und für diesen Staatszielbestimmungen auf Landes­
ebene keinerlei bindende Wirkung haben, so stellen sie in jedem Fall für das jeweilige 
Land »bindendes objektives Verfassungsrecht« dar, das mehr beinhaltet als bloße 
Programmsätze" . Zwar lassen sich damit keine subjektiven öffentlichen Recl'lte mit 
Grundrechtsqualität begründen, die für den Bürger oder für die Natur einklagbare 
Rechtsposit.ionen begründen könnten, aber als Handlungsauftrag an den Gesetzge­
ber beinhalten sie eine normative Richtlinie für die Ausfüllung dieses Handlungs­
auftrages'·, und zusätzlich sind sie als Abwägungs- und Auslegungsnilfe von Ver­
waltung und Reehtsprecnung zu beachten. 
Art. '4' Abs. 3 bayer. Verfassung verbrieft darüber hinausgehend für jedermann das 
Recht auf "Genuß der Naturschönheiten« und zur »Ernolung in der freien Natur«, 
worin das Recht zum "Betreten von Wald und Bergweide, ... Befahren der Gewässer 
und (zur) Aneignung wildwachsender Waldfrüchte im ortsüblichen Umfang« einge­
schlossen sein soll. Der bayerische Verfassungsgerichtsnof hat dieses Recht auf Na­
turgenuß allerdings leerlau.fen lassen." Zwar hat er ihm Grundrechtsqualität atte­
stiert", aber diese Aussage dadurch konterkariert, daß sich daraus kein Bestands­
schutz für den Erhalt von Natur ableiten lasse. Bei diesem Grundrecht handele es 
sich um ein bloßes Teilhaberecht, und zwar lediglich an dem jeweiligen Zustand 
freier Natur, der nach planungsrechtl.ich zulässigen Eingriffen jeweils noch übrig 
geblieben ist. '9 

Insgesamt ist in den genannten VerfassungsnovelIierungen ein bemerkenswerter ver­
fassungspolitischer Richtungswechsel zu erkennen. Denn die das traditionelle libe­
ralistische Verfassungsverständnis bestimmende Leitidee "Freiheit und Eigentum« 
ist durch die neu hinzugekommene Bezugsgröße »Schutz der natürlichen Lebens­
grundlagen« im Blick auf die .Verantwortung für die kommenden Generationen. 
(so Art. '41 Abs. , bayVerf.) ökologisch neu zu bestimmen. So 

3. Europäisches Gemeinschaftsrecht 

In Anbetracht der weltweit bestehenden Gefahrenpotentiale für die Ökosysteme 
liegt die begrenzte Bedeutung des nationalen Umweltrechts auf der Hand. Es ist 

}9 Der Umwcltschuu wurde durch Verfassungs:inderung v. 9. 12. 1986 aufgenommen. Die bremische Ver~ 
bssung stellt z.usitz.lich in Art. 11 den ··Menscb ... höher als Te<:hnik und Maschine", 

'10 F.ingefugt durch Vcrf3.5sungsandcrung v. 19.3.1985. Vgl. auch Art. 18 nrwVerf. 
'11 Geändert durch Landesgesetz v. 19.11. r98~. Vgl. auch Art. 40 Ahs.j rhld-pf. Ven. 
42 Auf Grund der Verfassungsanderung v. 25.1. 1985 :\Ufgenommc-n. in dieser BC!olimmun~ wird U. 3. als 

»erstrangige Aufg3be des Staates .. bezeichnet, den Wald l..U srhütun und eingerrctene Sch.idcn zu behe­
ben und auszugle.ichen« sowie )Odie einheimischen Tier- und PflanLt:narten 7.U schonen und z.u erhahentc. 
Vgl. auch Art. 34 saarlVerf. 

4} Hessen hat es bislang in Anlehnu.ng an die Weimarer Reichsverfassung helm Denkmals- und L3ndschafts­
SChU12 (An. 62 hessVen.) bcl3sscn. 

44 50 der 'Zutreffende Einwand von H. Hofmann (Fn. 4), S. 276. 
4S Vgl. Bayerischer Verbssungsgerichtshof, BayVBI 1985, S. 683. 684; 19865.298. }Ol ; 19865. 750, S. 751 

sowie H. Hofmann (Fn. 4) bei Anmerkung 143. 
46 VgL Bcrichlder Sachverständigenkommission Rdnrn.161, 162 . 
47 Urteil v .... 6. '975, DVBI. '97j, 5.665. 
48 Ebd. S. 667 unter Bezugnahme auf BayVerfGH 4. S. 206 H. 
49 A.a.O., Leitsatz 2, S.667' bcsratigt Y. VGH im Urteil v. 18.7.1989. NuR 199°.5.219 r. 
jO Vgl. H. Hofm.nn (Fn.4), 5.176. 

25 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1992-1-19
Generiert durch IP '18.191.61.204', am 02.09.2024, 23:13:23.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1992-1-19


deshalb konsequent, wenn die Europäische Gemeinschaft durch ihre vier Aktions­

programme für den Umweltschutz von 1973,1977, 198} und 1987 die Vorsorge auf 
diesem Gebiet europaweit voranzutreiben sucht. Für die Bundesrepublik als Mit­
glied der Europäischen Gemeinschaft hat deren Recht, und zwar sowohl als primäres 
Recht, wie es durch das Recht der GemeiIlSchafrsverträge selbst begründet wird, als 
auch das sekundä.re vOn den Gemeinschaftsorganen gesetzte Recht, eine weitrei­
chende Bedeutung. EG-Recht besitzt als autOnome Rechtsordnung grundsätzlich 
Vorra.ng vor dem nationalen Recht" Die Einheitliche Europäische Akte vom 
28.2.1986 (in Kraft seit dem 1.7.1987) hat inzwischen für das primäre Gemein­
schafrsrecht auf dem Gebiet des Umweltschutzes eine eigenständige Kompetenz­
grundlage für die Organe der EG geschaffen. Art. 130r Abs. 1 EWGV formuliert für 
die Umweltpolitik der Gemeinschaft das allgemeine Ziel , 

__ die Umwelt zu erhalten, zu schüt.zen und ihre Qualität zu verbessern l 

- zum Schurz der menschlichen Gesundheit beizutragen, 
- eine umsichtige und rationale VCf"'\Vendung der natürlichen Ressourcen zu gcwährlei-
scen. (~p. 

Aber auch bereits zuvor hat die Europäische Gemeinschaft mit dem rechtlichen 
Gestaltungsmittel der Richtlinie das nationale Umweltrecht in wichtigen Teilberei­
chen geprägr.SJ 

I I I. Vorschläge für eine Anderung der Ve1assung 

Die in Konsequenz des Art. 5 des Einigungsvertrages gcfüh.rte Verfassungsdebatte5< 
hat Initiativen für eine Modernisierung des Grundgesetzes in Gang gesetzt, die das 
vorherrschende anthropozentrische Verfassungsverständnis überwinden und der 
Verantwortung der Gesellschaft und des Staates für die ökologische Frage in der 
Verfassung angemessenen Ausdruck verleihen wollen. Umfrageergebnissen zufolge 
findet die forderung nach Aufnahme einer Staatszielbestimmung "Umweltschutz« 
ins Grundgesetz bei der Bevölkerung der Bundesrepublik die größte Reso­
nanz. H 

Am konsequentesten hat bisher der Verfammgsentwurf des Kuratoriums für ei".n 
demokratisch verfaßten Bund Deutscher Länder vom Mai 1991 den Verfassungs­
schutz für dic natürJicllen Lebensgrundlagen, und ZWar vor allem auch unter dem 
Aspekt des Nachweltschutzes, ausformuliert. 56 Das Besondere dieses Entwurfes, der 

p Vgl. BV"fGE 75, "J rr. 
fZ Vgl. L. Kr:\mcr, Crundn·~ ht auf Umwelt und Gemeinsch:1Jtsrechr, EuGRZ 1988, S. 290((. 
53 DCI.-;rtig(.· l.:.il.:hdin;t:n ~· jnd gem . Art . 189 EWGV für jeden Mitgliedsstaat hinsiehrlich des 7.U erreichenden 

Zids v(.·rbindli<:h, übnl;\.~ .~t·n aber den innersuadichcll Stellen die W~hl der form und der Miue!. - [n 
Bezug auf den Umwehschup. bedeutsam sind u.a. z.B. die Vogelschutzrichtlinie v. 2. 4. 1979 sowie die 
Rjchdinic uber Jit Umwehvcrträglichkeitsprufung bei hc~timmten offentlicben und privaten Projektcn 
\' . 27 · 6.1985, die im Umwcll ... cnraglichkcii.spnifungsgc.::.ct7 v. u. 2.1990 umgesetzt wurde. Einen wei­
teren bedcut:>amen Schritt srellt J.ic Umwehinfonnaüonsrichrlinic v. 7.6.199° dar, deren Ziel es ist, den 
freien Zugang zu den bei den ßehörden \"orhandenen Informationen zu &cwahrleis[cn. 

54 Vgl dazu D. SterL.eI, ln ncucr Vcrfas~un~? Zur Notwendigkeit eines konsrirutionellen Grtindungsaktcs rur 
das vereinte Deutschhnd, KJ 1990, S. 385 if. mit weiteren Nachweisen zum Srand der Diskussion. -
ßundestag und Bundesrat haben inZWischen einen Verfassungsaus.schull eingesetzt, der bis :tum 3 J . März 
1993 Vorschlage zur Anderung des Grundgesetzes machen soll und am J6. J. 1992 seine Arbe;t :\u(ge~ 
nommcn hat. 

55 Ocr Allcnsha~ her Monatsbericht fur November 199] nennt unter den AndenJngs: ..... unschen den Um­
weh~chul~ 3n erslcr Stdle, und ~war 8S % der Ces:amtbevolkerung pladicrcn dafür. An l.welter Sc~lle 
steht die Forderung nach Vcrscharfung des Asylrechts (72 %). vgl. FAZ v. 4. 12. 1991, S. 5. 

j6 Das Kuratorium greift dabeI Ubcrlc-gungen dt$ Entwurfs der Arbeitsgruppe .. Neue Verfassung der 
DDR .. dc.s Runden Tischts v. 4. April 1990 :auf. VgL hierzu KJ 1990, S. 226ff. 
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der Öffentlichkeit auf einem KongTeß in der Frankfurter Paulskirche am 15 .1I6.Juni 
[991 vorgestellt wurdes" besteht darin, daß er insgesamt ökologisch orientiert ist. ss 

Die Bemühungen, die Staatsziclbestimmung Schutz der natÜrlichen Lebensgrundla­
gen (Art. 20a) LU konkretisieren und der Ökologie als Verfassungsprinzip zur Aner­
kennung zu verhelfen, finden ihren Niederschlag in verschiedenen neuartigen ver­
fassungsrechtüchen Konstruktionen. Bereits die Präambel bekundet den Willen, "die 
Grundlagen allen Lebens zu wahren«. Art. 20 Abs. [ charakterisiert den Bund deut­
scher Länder zusätzlich zu den geläufigen Attributen demokratisch und sozial als 
"ökologischen Bundesstaat«. Im Bekenntnis zu den Menschenrechten in Art. T 
Abs.2 GG wird der »Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen « eigenständige 
Bedeutung beigemessen. In einem eigenen Staatszielartikel (Art. 2Oa) wird die Natur 
"um ihrer selbst willen ... dem besonderen Schutz des STaates« unterstellt. Durch 
Stärkung von Verfahrensrechten und durch die Einbeziehung der Bürger und Bür­
gerinnen in den Entscheidungsprozeß ökologisch relevanter Agend en will der Ent­
wurf an die Stelle der bisherigen Praxis einer verordneten Technik das Modell einer 
ausgehandelten Technologie treten lassen. Dies wird mit einer Strategie der Maxi­
mierung des ökologischen Sachverstandes verbunden, indem außerhalb des Parla­
ments Informationsrechte und Planungsbeteiligung verstärkt und die Verbandsklage 
(Art. '9 Abs. 5) sowie Volksbegehren und Volksentscheid (Art. 82a) ermöglicht wer­
den. Zusätzlich wird der Grundsatz der Ökologisierung der Staatsa ufgaben in den 
HaushaltSartikeln (Art. 109 Abs. 2, An. 104a Abs. 4, TI 5 Abs. I) und bei der Zustän­
digkeitsregelung für den Bau vOn Verkehrsverbindungen (Art. 89 Abs. 3) näher prä­
zisiert. 
Andererseits wurde in dem Entwurf bemerkenswerterweise auf ein U mweltgrund­
recht verzichtet. Nach Auffassung der Autoren dieses Entwurfes würde dies auf eine 
Stärkung der anthropozentrischen Sichtweise im Blick auf die Natur hinauslaufen. \9 

Statt dessen versucht das Kuratorium Rationalität im Umgang mit der Natur und 
Legitimation für unumgängliche umwelthelastende Eingriffe durch Verfahren herzu­
stellen. Zusätzlich sollen Beschränkungsmöglichkeiten des Eigentums die Pflichten­
steIlung des Menschen im Verhältnis zur Natur profilieren. Um die von neuen Tech­
nologien und technischen Großprojekten ausgehenden Bedrohungspotentiale de­
mokratischer Kontrolle zugänglich zu machen, stellt der Entwurf verschiedene In­
strumente zur Verfügung: Art. 45 sieht die Einrichtung eines Technikfolgenaus­
schusses vor, der als ständiger Ausschuß des Parlaments für die . Prüfung der öko­
logischen Folgen von Entscheidungen, Planungen, Vorhaben, Programmen sowie 
zur Bewertung und Abschätzung von Technologien, ihrer sozialen Auswirkungen 
für die natürlichen Lebensgrundlagen gegenwärtiger und künftiger Generationen. 
zuständig sein soll. Auf Kabinettsebene sollen entsprechend der Sonderstellung des 
Finanzministers im Fall überplanmäßiger oder außerplanmäßiger Ausgaben 
(Art. I 12 GG) »ökologisch bedeutsame Vorhaben « von der Zustimmung des Bun­
desumweltministers oder der Bundesumweltministerin abhängig sein (Art.65 
Abs. 3). Schließlich wird die Einrichtung eines Ökologischen Rates vorgeschlagen 
(Art. 53b), der je zur Hälfte vom Bundestag und von den Landesparlamenten ge­
wählt wird, dem aber keine Parlamentarier angehören dürfen und der nach Möglich­
keit mit sachkompetenten unabhängigen Persönlichkeiten besetzt sein soll, Er hat die 

S7 Zur verfassungspolitischen Einschätz.ung dic )), L' ~ r:ntwurfes vgl. U. Gunther, Verfassungsreio rm, Verf:l\"­
sungslyrik und Politik , KJ 1991, S. }69ff. sowie j.Sci fert) Vcrfahreni<.rC'geln fur Strcitkultur, KJ 1991, 
S. J6, H, 

58 l. 1 BeSlimmungcn stellen unmittelbar oder mittelbar den Bez.ug zur okologischen Frage her. 
59 Vgl. Kuratorium für c"jncn dcmokr:\lisch ver faßten Bund deut scher Lander, Hrsg., Vom Grundgescl7. zur 

Dcu{schcn Verfassung. Denkschrift zum Verfassungsl·ntwurf, Juni 1991, S.} 1. 
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Aufgabe, »bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes« mitzuwirken , wobei 
er quasi in der Stellung einer Dritten Kammer, wenngleich ohne eigene legislative 
Befugnisse, in jedes Gesetzgebungsverfahren miteinzube7.iehcn ist. 
Bei all den genannten Erweiterungen des institutionellen Gefüges politischer Macht­
und Entscheidungsstrukturen geht es dem Kuratorium ersichtlich darum, die pro­
zeduralen Komponenten der demokratischen Entscheidungsfindung auszubauen. 
Einerseits soll dem offenkundigen Bedeutungsverlust des Parlaments als Kontrollin­
stanz gegenüber der Regierung und den staatlichen Bürokratien entgegengesteuert 
und andererseits die Voraussetzung für eine wirksame Gewaltenkontrolle geschaffen 
werden. Eine bewußt einkalkulierte Verzögerung in der Phase gcsetzgeberischen 
Deliberierens bei umweltrelevanten Gesetzesvorhaben oder der exekutivischen Ent­
scheidungsfindung über großtechnische Projekte und neue Technologien soll politi­
sche Öffentlichkeit herstellen helien. Denn die Erfahrung hat gezeigt, daß durch die 
Aktivierung von Bürgerbeteiligung der Legitimationsdruck auf die für die Entschei­
dung zuständigen politischen Instanzen erhöht wird und gleichzeitig der vemleint­
lichen Sacblogik technokratisch begründcter Handlungszwänge die Basis entzogen 
werden kann. 
Der imJuni '991 vorgelegte Entwurffüreine Verfassung des Landes Brandenburg60 

geht beim Schutz für die nichtmenschliche Natur insofern noch über die vom Ku­
ratorium entwickelten Vorstellungen für einen ökologischen Verfassungsschutz hin­
aus. als darin erstmals das Verfassungsgebot aufgestellt wird. Tiere und Pflanzen als 
Lebewesen zu achten und deren Art und artgerechten Lebensraum zu erhalten und 
zu schützen (Art. 42 Abs. 2). 

IV Schlußbemerkung: Perspektiven des Rechts in der Risikogesellschaft 

Eine ökologische Neuorientierung des Rechts in Verbindung mit den hierzu not­
wendigen verfahrensrechtlichcn Absicherungen ist zweifelsohne unerläßlich. um 
Voraussetzungen dafür zu schaHen. daß die nichrmenschliche Natur als schützens­
wertes Rechtsgut anerkannt wird und sich Widerstand in deren Interesse organisie­
ren und demokratisch durchsetzen kann. Der Ausgestaltung des Verfassungsschut­
zes zu Gunsten der nichtmenschlichen Natur kommt dabei eine besondere Bedeu­
tung zu. Denn Verfassungen vertnögen nicht nur das Ordnungssystem im Herr­
schaftsbereich eines politischen Gemeinwesens zu bestimmen. sondern auch mit 
Hi.lfe des in ihnen angelegten Systems von Nortnen. Verfahrens- und Organisations­
bestimmungen sowie Rechtsgrundsätzen die künftige Rechtsentwicklung und die 
künftige Entwicklung einer Gesellschaft zu leiten. Mit ihrer Programmatik können 
sie innovativ wirken und bei der Lösung politischer Zielkonflikte belfen. 
Gleichwohl bleibt ein Unbehagen. ob Recht in der »Risikogesellschaft. überhaupt 
noch die an es gestellten Erwartungen zu erfüllen vermag" Daß Recht einem tief­
greifenden Funktionswandel unterliegt und es allenfalls begrenzt politisches Han­
deln detertninierr. zumal politischer Gestaltungswille sich an allem anderen als einer 
ökologischen Erfordernissen Rechnung tragenden Organisation der Gesellschaft 

60 Dieser Entwurf wurde auf der Grundlage des Gesetzes zur Erarbeiwng einer Verfusung fur das Land 
Brandenburg v. I}. H . 1990 im Geseu- und Verordnungsbl3u fur das Land ßraodenburg Nr. 9 v. 
7- 6. 199 J veroffcntlichr. 

61 Vgl. hier7.u insbesondere R. Wolf. Zur Anüquienheit des Rechts in der Risikogesellschaft. LeViathan 
1987, S. 35iff. sowie D. Grimm, Hrsg., Wachsende St3.3.lsau(gaben - sinkende Slcuerungsfähigkeir des 
Rechts, t99O. 
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orientiert, ist evident. Die Dignität des bürgerlichen Rechtssystems ist in Anbetracht 
der Zerfallslogik rationaler Rechtsstrukturen, wie sie sich besonders prägnant in der 
technokratisch legitimierten Konstituierung des Atomstaates und der sie begleiten­
den Verabschiedung fundamentaler demokratischer und rechtsstaatlicher Minimal­
standards in der Atomrechtssprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bun­
desverwaltungsgerichts manifestiert", weitgehend in Frage gestellt. Die beiden 
höchsten Gerichte der Bundesrepublik haben z. B. im atomrechtlichen Genehmi­
gungsverfahren die Parlamentsentmachtung zu Gunsten der Exekutive weitgehend 
toleriert und sich zum Verzicht auf judikative Gewalten kontrolle bereiterklärt.') Das 
Bundesverfassungsgericht hat darüber hinaus in seinem vor der Tschernobyl-Kata­
strophe ergangenen Kalkar-Beschluß v. 8.8.1978 aus dem Atomgesetz eine "Sicher­
heitsphilosophie« entwickelt, wonach bei der Genehmigung von Kernkraftwerken 
ein gewisses "Restrisiko« im Hinblick auf die Möglichkeit eines Atomunfalls beim 
Betrieb dieser Anlagen in Kauf zu nehmen ist'" und sich gleichzeitig für unzuständig 
erklärt, darüber zu befinden, "ob eine Technik, die keine Fehler erlaubt, überhaupt 
verantwortet werden kann ... {(.6) 

Ungeachtet dessen bleibt festzuhalten, daß die personalen und demokratischen Frei­
heitsrechte trotz der tiefgreifenden Strukturveränderungen der bürgerlichen Gesell­
schaft und eines besorgniserregenden »radioaktiven Zerfalls der Grundrechte«" es 
auch heute noch in ihrer die Freiheit politischer Kommunikation schützenden Funk­
tion ermöglichen", im Kampf gegen Atomanlagen, gegen Gentechnologie, gegen 
chemische Verseuchung von Luft, Wasser, Boden und Nahrungsmitteln, Zerstörung 
des Klimagürtels durch Industrieproduktion und Raubbau in der Dritten Welt ge­
sellschaftliche Problem lagen ins Bewußtsein der demokratischen Öffentlichkeit zu 
heben. Der auf diese Weise in Gang gesetzte Widerstand gegen das vorherrschende, 
sich gegenüber den zivilisationsbedingten Zerstörungs- und Katastrophenpotentia­
len nahezu blind verhaltende Politikverständnis, das zutreffend als "Ohnmacht der 
Politik in der Industriegeselischaft«6S diagnostiziert wurde, schafft überhaupt erst 
die Voraussetzung, daß ökologische Zukunftsgestaltung politikfähig werden 
kann.0 

Von der nach wie vor bedeutsamen Funktion der Grundrechte als politische Teilha­
berecbte abgesehen, bleibt allerdings im Hinblick auf die weitgehende Verabschie­
dung der rechtsstaatlichen Regulierungs- und Schutzfunktion des Rechts in zentra­
len Bereichen des umweltrelevanten Technikrechts (Atomrecht, Gentechnikrecht), 
das in erster Linie unter Berufung auf »die allgemein anerkannten Regeln der Tech­
nik« (§ 7a Wasserhaushaltsgesetz), den »Stand der Technik« (§ 3 Abs.6 Bundesim-

62 Vgl. D. Sterzel, Tschernobyl und keine Rccillsfolgen, KJ 1987. S. 394 H., 407 H. - Das Bundesvcrwalrungs­
gericht halt es entgegen der vom Bund('.sverhssungsgerichl ~us dem Rechtssta:ns- und Dcmokr.nicprin­
zip des Grundgcsetzes ab gt: leueten W~sentljchkeitstheorieJ wonach der Gesetzgeber im grundrcchtsre­
Jevanten Bereich die fur die Verwirklichung der Grundrechte wesentliche-n Encscheidungt!l''1 selbst zu 
m..ffen verpfljchtet ist, BVcrfGE 34. s. 16~ H., 192. L, 'P, S. 46 H., 79, standige Rechtsprechung, im Jtom­

rechtlichen Genehmigung~\'erf;1hrcn rur rechtsst:lJ.tlich unbedenklich, daß zcmrale Regelung~gq;t"n­
stande durch Vcrwaltung.srichtlmicn gerq;ch \vcrdt'Il, vg1. ßVerwGE 72., S. 300 ff. - Why!. 

6} B VerfGE 49. S. 89 H., 137 - Kalbr. D;1 S Bundesverwaltungsgericht Ist dieser Auffassung gefolgt) vgl. 
BVerwGE 61, 5.256 H., .2.6) - Stadc. Zur Kritik hieran vgl. D. Sterz.el, (Fn. 62). 

64 BVert(;E 49, S. 1 J7 f. 
6) BVerfGE 5), S. JoH .. )6 - Mulhclm-Karlich. 
66 Vgl. A. Roßnagel, RadioaktlVer Zerfall der Grundrechte? Zur Vcrfassungs",crtraglichkeit der Kernenergie, 

19 84. 
67 Vgl. BVerfGE 69, S. J'5 ff., J4) f. - Brokdorf; vgl. Th. Bhnkc. D. S"r«l, Inhalt und Schranken der 

Demonsrrationsfreiheit, VorgJlIgc 198}, S. 67ff., 80. 
68 So der Unrenitel der Analyse VOn M.]anicke. Staatsversagen, 1986. 
69 Vgl. J. Fischer, Der Umbau der Industricgc!>cll:;chaft. Plädoyer wider die herrschende Umweltlüge, 

1989. 

29 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1992-1-19
Generiert durch IP '18.191.61.204', am 02.09.2024, 23:13:23.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1992-1-19


JO missionsschutzgesetz) oder den »Stand von Wissenschaft und Technik" (§ 7 Abs. 2 

Nr. 3 Atomgesetz, § 6 Abs. 2 Gentechnikgesetz) um Risikovorsorge bemüht ist, eine 
zentrale Frage offen: Welche sinnstiftende Funktion kann die Berufung auf (Men­
schen-)Rechtspositionen für die Entwicklung und Umsetzung des liberfä.lligen Ge­
genkonzepts einer mit Mensch und Natur in Frieden lebenden Gesellschaft ha­
ben? 
Dies ist primär keine Rechtsfrage, sondern die Frage danach, wie sich die politischen 
Entscheidungsprämissen des Gese.llschaftssystems und der sozial wie kulturell rele­
vanten Handlungsstrukturen des Einzelnen im Interesse des Schutzes der Natur 
grundlegend vcrändern lassen. MichelSerres hält es dafür für unabdingbar, daß der 
contrat social reformuliert und als contrat na.turel in der Einsicht fortentwickelt 
wird, daß nicht nur die Natur ein Recht hat, sondern ihr auch ihr Recht gegeben 
werden muß./o Auch wenn es sich dabei nur um Quasi-Rechte handeln kann, sind 
solche .Rechte der Natur« mehr als das Grundrecht des Menschen auf Naturgenuß 
oder auf eine »intakte« Umwelt. Vielmehr ist mit Hilfe der fiktiven Annahme der­
artiger Rechte der Natur das Verhältnis von Mensch und Natur im Lichte einer den 
Menschen gegenüber der Natur obliegenden Verantwortlichkeit juristisch neu aus­
zutaricren. Um die Fremdheit des Menschen gegenüber den Tieren und der nicht­
menschlichen Natur zu überwinden, geht es um mehr als bloß um den Schutz der 
Umwelt im Interesse des Menschen oder um die Naturalisierung der Gesellschaft 
bzw. eine Humanisierung der Natur. Im Sinne des Bloch'schen Begriffs der Natur­
allianz stellt sich das Problem der Wahrnehmung und Akzeptanz der -Erbschaft der 
Um-uns-Welt«." Zugleich ist aber in Anbetracht der Technikfixierung der gesamten 
westlichen Zivilisation und der darauf zugeschnittenen Kulturverfassung sowie des 
entsprechenden industriellen Bewußtseins in hohem Maße fraglich, ob der Mensch 
sich auf eine friedliche Koproduktivität von Mensch und Natur noch einzulassen 
vermag." Ein Prüfstein für diese sich am Ende des 20.JahrhundertS stellende globale 
Aufgabe dürfte sein, ob es gelingt, eine auf Achtung gegenüber der Natur fußende 
überzeugungsfähige Moral zu entwickeln, die imstande ist, die selbstzerstörerischen 
Grundlagen des bestehenden kapitalistisch geprägten Weltsystems infragezustellen 
und als neue sinnstiftende Idee die moderne Gesellschaft zu revolutionieren. Die 
Befürchtung ist nicht unbegründet, daß ein diese Absicht verfolgendes Vernunftkon­
zept sich realiter gegenüber dem von technischer Rationalität und industriellen Ver­
wertungsinteressen bestimmten Gewaltpotential, das die bestehende gesellschaftli­
che Ordnung zusammenhält, nicht durchzusetzen vermag. 
Will man trotzdem an dem in der Verfassung des Grundgesetzes enthaltenen Zu­
kunftsversprechen für kommende Generationen" festhalten, muß man die Schutz­
funktion der Grundrechte als Abwehrrechte in die Zeitdimension hinein verlängern 
und dahingehend erweitern, daß sie auch eine kollektive Schutzverpflichtung enthal­
ten, der Nachkommenschaft eine menschenwürdige Umwelt zu gewährleisten.'"' Die 

70 Vgl. Hclg-a Noworny io ihrer Besprechung von M. S-crres, Le comr;lt naturei, '99°, Frankfun:er Rund­
schau v. 18.9. '990. 

7' Ernst Bloch. Atheismu.s im Christentum, 1973. S. )02 L 
72 Vgl. hier7.u auch G. Böhme, Für eine oko logische Nalurasrhct!k, 1989 . .. L uhmann zufolge kann die 

moderne Gl·.~('lIs(haft nicht mehr über Mor.1J integri ert werden. N. Luhm;um, Das verlorene Paradigma. 
Uber die ethische Rc::flt.':>:ion der Moral, FAZ v . .:.S . 12 . 1989. 

7J I;".s klingt J[\ der franL.osischen Revolutionsverfassung vo n 179) bereiLS 10 dem Gedanken an, daß .. eint> 
G eneration ... ihren Gesetzen nicht die z ukunfugen Generationen unterwerfen ... kann (Art, 28 S. 2). Vgl. 
H. Hoffmann, Nachwcltschulz als Verfassungsfrage, ZRP 1986, S. 87 H.; P. H ensdcr, Verfassungsrecht­
liche Aspt>ktc zukunft.sbebstender P:ularnentstntscheidungell, AÖR 198), S. 489 H. 

74 Vgl. H. LC"nk, Welcbl'S' Recht haben ko mmende Gent"ratiOnell auf AtemJu ft, F r;tn kfuner Rundschau v. 
). 10. 1988, S. 6; P. Saladin, eh. A. Zenger, Rechte kunfriger G enerJr.ionen, 1988; J. Feinberg, Die Rechte 
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Gesellschaft muß dementsprechend nicht nur auf die Freisetzung von Naturkräften 
durch Technik bewußt verzichten, die für die Existenzweise der Menschen zu irre­
versiblen Schäden führen kann, sondern insgesamt den Krieg gegen die Natur" 
beenden. Mit dem sich entwickelnden sozialen Bedürfnis nach Natur könnte die 
Chance für die Entwicklung einer solchen gesellschaftlichen Ordnung gegeben sein, 
die sich darum bemüht, das bestehende allgemeine Gewaltverhältnis zwischen 
Mensch und Natur auf der Basis eines neuen moralisch-kulturellen Anspruchs in 
einen versöhnenden Umgang mit der Natur überzuleiten." 
Es wird sich also zeigen müssen, ob die im neuzeitlichen Vernunftprogramm der 
Menschenrechte geltend gemachte AutOnomie des Menschen nicht zur hedonisti­
schen Selbstgefälligkeit verkümmen ist, sondern der 1789 über die Selbstverantwor­
tung des Einzelnen hinaus mit der Brüderlichkeit angemeldete Solidaranspruch der 
Gesellschaftsmitglieder untereinander, der den Gedanken der Fremdverantwortung 
für den anderen und der Notwendigkeit einer Orientierung aller Gescllschaftsmit­
glieder aufs Gemeinwohl enthält, heute noch tragfähig ist und sich im Blick auf die 
ökologische Frage zeitgemäß weiterentwickeln läßt. Dafür ist es notwendig, das 
Verhältnis von Individuum und Gemeinschaft in der Weise neu zu bestimmen, daß 
sich in das Gemeinwohl auch das Erfordernis der Bewahrung der natürlichen Le­
bensgrundlagen integrieren läßt. Es erscheint wie eine bittere Ironie, daß ausgerech­
net im Abfallgesetz der Schritt zur notwendigen Erweiterung des gängigen utilitari­
stischen Rationalitätskonzepts bereits vollzogen worden ist. Dessen Geltungsan­
spruch bezieht sich ausdrücklich auf »das Wohl der Allgemeinheit«, und es versteht 
in einer Legaldefinition unter dieser geläufigen juristischen Bezugsgröße nicht mehr 
nur Gefährdungen der Gesundheit der Menschen und Beeinträchtigungen von deren 
Wohlbefinden, sondern auch Gefährdungen der Nutztiere, Vögel, Wild und Fische 
sowie schädliche Beeinflussungen der Gewässer, Boden und Nutzpflanzen (§ 2 

Abs. 1 AbfallG). Vergegenwärtigt man sich, daß sich am Ende des 2O.J ahrhunderts 
der Menschheit die Zukunftsaufgabe stellt, von ihrer Vernunftfähigkeit in einer 
Weise Gebrauch zu machen, daß die Organisation der Gesellschaft das Überleben 
der Gattung und den Fortbestand des ganzen Planeten sicherstellt, müßte sich die 
Einsicht durchsetzen können, daß der universalistische Anspruch der Menschen­
rechte und deren Programm der Aufhebung der Herrschaft von Menschen über 
Menschen sich heute auch auf den verantwortungsvollen Umgang der Menschen mit 
der Natur erstrecken muß. 

der Tiere und zukunftiger Generalionen, in: D. Bimbachcr, Hrsg., Okologic und Ethik, 1980. 
s. '40ff. 

75 Vom "Kriege gege.n die Tiere. spricht bereits I. Kam, Zum ewigen Frieden, i,o; ders., Werk<- in sechs 
Banden, Bd. VI, S. 195 rr., 220. 

76 Vgl. Th. Blanke, Lernprozesse im Rechl (Fn. 4), S. J99 f. 
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